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Stadt Oelde 
Der Bürgermeister 

 
 

 

S I T Z U N G S V O R L A G E 
B 2008/600/1234 

 
 

Fachbereich/Aktenzeichen Datum öffentlich 
 
Fachdienst Bauverwaltung 
600.601.6066.00 

 
02.04.2008 

 
 
 
 

Bettina Jathe 

 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 Haupt- und Finanzausschuss 26.05.2008 

 Rat 09.06.2008 
 
 
 

Änderung der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss 
an die öffentliche Abwasseranlage - Entwässerungssatzung - der Stadt Oelde 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der HA empfiehlt dem Rat folgende 3. Satzung zur Änderung der Satzung über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage – Entwässerungssatzung 
– der Stadt Oelde: 
 

3. S a t z u n g 

 

zur Änderung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die 

 öffentliche Abwasseranlage – Entwässerungssatzung - 

der Stadt Oelde vom ________ 
 
Aufgrund 
 
- §§ 7 Absatz 1, 8, 9 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 09.10.2007 (GV NRW S. 380) 

 
- § 9 des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer 

(Abwasserabgabengesetz -AbwAG-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 
(BGBl. I S. 114) 
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- §§ 1a und 18a des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – 

WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.08.2002 (BGBl. I S. 3245), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10.05.2007 (BGBl. I S. 666) 

 
- § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz -LWG-) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert Artikel 
1 des Gesetzes vom 11.12.2007 (GV NRW S. 708) 

 
- §§ 1, 2, 4, 6, 7, 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel X des Gesetzes vom 
09.10.2007 (GV NRW S. 380) 

 
 
hat der Rat der Stadt Oelde die Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage – Entwässerungssatzung – der Stadt Oelde in seiner 
Sitzung am 09.06.2008 wie folgt geändert: 
 
 

Artikel I 
 

§ 13 a wird eingefügt: 
 

§ 13 a 
 

Mitwirkungspflicht bei der Einführung der getrennten Regenwassergebühr 
 

Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 
Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt Oelde auf Anforderung die 
Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die 
öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück 
mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der 
Stadt vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
versiegelten sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu 
nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Stadt zutreffend ermittelt 
wurden. Auf Anforderung der Stadt hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan 
oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. 
überbauten) und/oder befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit 
erforderlich, kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der 
Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein 
Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers 
vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame 
Fläche von der Stadt Oelde geschätzt. 
 
 
Artikel II 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
  
 
 
Maßnahme aus dem Stadtentwicklungskonzept 2015+  
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Nein 
 
Maßnahme  /  Fortschreibung aus SEK 2015+ zu Projekt Nr.:       von Seite        
 
 
Sachverhalt: 

Das OVG NRW hat mit Urteil vom 18.12.2007 entschieden, dass die Abrechnung der 
Kosten der Regenwasserbeseitigung über den einheitlichen Frischwassermaßstab 
unzulässig ist. Damit hat das OVG NRW erstmalig und endgültig klargestellt, dass 
jede Gemeinde in Nordrhein-Westfalen verpflichtet ist, die Kosten der 
Regenwasserbeseitigung über eine gesonderte Gebühr, namentlich eine von der 
Schmutzwassergebühr getrennte Regenwassergebühr, abzurechnen. 
 
Satzungsrechtlich muss im Vorfeld der Einführung der getrennten 
Regenwassergebühr auch geregelt werden, dass der Grundstückseigentümer unter 
anderem verpflichtet ist, bei der Erhebung der bebauten und/oder versiegelten 
sowie abflusswirksamen Flächen durch Erteilung von Auskünften mitzuwirken bzw. 
bei einer Nichtwirkung die abflusswirksamen Flächen durch die Stadt geschätzt 
werden dürfen. 
 
Diese Mitwirkungspflichten des Grundstückseigentümers müssen in der Satzung 
geregelt werden, weil anderenfalls von der Datenschutzbeauftragten des Landes 
NRW die fehlende Rechtsgrundlage für die Befragung der Grundstückseigentümer 
gerügt wird. 
 
 
 
 
 


	Zuständig
	Typ
	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Anlage

